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" . . XIV. Gesetzgebtmg:;perioJe 
DER BUNDESl\IINISTER 

FüR 'VISSENSCHAFT UND FORSCHUNG 

Zl. 10.001/28 - Parl/76 Wien, am i9. J1l1i1976 

An die 
Parlamentsdirektion 

Parlament 
1017 Wie n ---

5-19/AB 

~9i5 "08- 0 4 
zu 1f~9 J.J 

Die schriftliche parlamentarische Anfrags Nr. 479/J-NR/76 be­

treffend Universitätszahnklinik in Graz/die die Abgeordneten 
Dr~ E. MOSER und Genossen a~ 10. Juni 1976 an mich richteten, 
beehre ich mich wie folgt zu beantworten: 

Der Ausbau del' Uni versi tätszahnkliniken in Wien, Innsbruck und 

Graz wird vom Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

in Ubereinstimmung mit dem Bundesmtnisterium für Gesundheit 

und Umweltschutz systematisch be.trieben. Eine direkte und un­
mittelbare Zuständigkeit für den räumlichen und apparativen 

Ausbau kommt dem Bundesministerium für Wissenschaft ~.nd Forschung 

(Bund) allerdi~gs nur hinsichtlich der Wiener Zahnklinik zu, die 

derzeit noch (vor Einbeziehung in das neue Allgemeine K::-ankenhaus 
Wien) als selbständiges Bundesinstitut, geführt wird. In Graz und 

Innsbruck sind die Zahnkliniken, so wie alle anderen Kliniken 

auch, 'l'ell des Landeskrankenhauses ; zuständiger und verarlt\olOrt.­
licher Träger ist das Land, das Bundesministerium ~ür Wissenschaft 
und Forschung beteiligt. sich an den Imresti.tions- und Betrif.lbs­
kosten mit dem dem klinischen Mehraufwand entsprechenden Schlüssel. 

Die definitive und auf DauGl.' ordnungsgemä.ße Unterbringung aller 

drel Zahnkliniken ist inden einschlägigen Krankenhausplanungen 
vorgesehen. So auch in Graz, mit einem als Vorprojekt vorliegenden 
Neubau, dessen 'i'räger wie ausgeführt da.s Land Stsiermark ist. 
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Nach der Absicht des Landes soll im kommenden Ja.hr die Dete.il-· 

planung aufgenommen bzw. \'/eitergeführt. werden und nach Haßga.be 

der Prioritäten (in Gra~; sind u. a. Neubauten für di.e Prosektur 

zug16ich Pathologisch-Anatomisches Institut, die Radiologi.e 

(Strahlenbunker), die Kardiologie und die Kinderchirurgie vorgesehen) 

und der technischen und der finoXlziellenHöglichkciten der Neubau 

realisiert werden. 

Die Ärztekammer, das Bundesministerium für Gesundheit und Um­

';'leltschutz, das Bundesmirüsterium für Wissenschaft. und Forschung 

und die Vorstände der Zahnkliniken sind bei einem gemeinsamen 

Gespräch im November 1975 zu der überei.nstimmenden l"uffassung 

gelangt, daß die zahnärztliche Versorgung der Bevölkerung es 

notwendig macht, die Ausbildungskapazitäten der Kliniken durch 

Sofortmaßnahmen zu vergröß(:rn 1 d. h. daß nj.cht bis zur 1:"'ertig-­

stellun.g der vorgesehenen l'l'eubauten zuge;'lartet v1erden dürf e.' 

In DurchfUhrung dieser Entscheidung wurde die Universitäts­

zahnklinik Wien um 30 Ausbildungsplätze vermehrt, in Innsbrack 

wird bis Herbst dieses JahreD ein neben dem Landeskranken-

haus gelegener Montagebau mit 20 Ausbildungsplätzen zur Verfügung 

stehen. 

In G r a z sollen die durch Ubersiedlung dez Kieferchirurgie 

freiwerdenden Räume der im gleichen Objekt befindlichen Zahn­

klinik zugesc:hlagen und dadurch ab Herbst 1977 eine Vermehrung 

der Ausbildungsplätze um 16 - 20 erfolgen. il..bsprachen mit dem 

Land haben diesbezfiglich sehen stattgefunden: allerdings sind 

noch einige Punkte im Zusa.TJnen:"'ang mit der 'fragung des laufenden 

Aufwandes (die Bedeutung der Zahnarzt:.ai.1sb:i.lduflg reicht ü.ber 

das Sitzland hinaus) zu klären. 

Die Vorstän.de der Zahnklil:iken" die ~1.rztekammer und das Bund8s­

ministerium für Gesundheit und Umweltschutz stil':1l'fi1:.en darin übc:cein 1 

daß mit diesen Allsbaumaßnahmen die z~hnärztlich€ Versorgun9 

sowohl was den Nachhol- wie den laufenden Ersatzbedarf anlangt, 

sichergest~llt werden kann. 
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Zu den einzelnen Fragen: 

ad i) 

Wie erwähnt, ~ Pl~!l.':l!lgs- und Bau_!:rä9:..~~ __ nicht <l§.~.l?:.!!2~22nöe:r.:!! 

das LaI.!El..:.. Dieses hat bisher nur ein Vorprojekt erstellt, das 

in der Det.ailplanung erst konkretisiert werden muß. Hit Rück­

sicht auf die Komplex.i t.ät der Planung' wi.rd diE)se sicher noch 

das Jahr 1977 ir. lmspruch nehmen. 

ad 2) 

Nach KlarsteIlung der funktionellen kapuzitiv8n und technischen 

Voraussetzungen und nach dem l~bschluß der auf diesen Grur .. cllagert. 

abgestimrn.ten Detailplanung f werde ich bereüht. sein! den Bur.des­

anteil an der Finanzierung im not'w8ndigen Umfang sicherzustellen. 

Der Bund hat sich bereits am Grunderwerb beteiligt- und auch für 

einen Anteil an den ?lanungskoßten budgetär ~orgesorgt. 

ad 3) 

Das Planungs tempo wird nicht vom Bundesministerium für Wissen­

sChaft und Forschung bestim."t\t. Jedenfalls aber bi:'l ich dafür I 

lieber länger und gründlich zu planen und :-:asch zu hauen, als 
durch ungenügende Planunterlagen entstehende finanzielle Mehr­

aUf,,...endungen oder funktionelle Nachteile in Kauf zu llenJlleng 

ad 4) 

Wie vorhin er\'lähnt, ist Bauträg~ da~~~nd_.stq~ermark; der Bu.nd 

ist Zuschußträger. Das Bauprojektsprog1.'arnI'l bczl.€;ht sich auf 

lIochschuleinri.chtungen, deren Träger der Bund ist. 

ad 5) und 6) 
Diese Fragen wären an das Land Steiermark als S~italserhalter 

und damit Betriebsverantwortlichen zu xichi:en. 

Zusammenfassend stelle ich nocheinmal fe.st, daß durch verhä.lt­

nismäßig kleine und jedenfalls finanzierbare Maßnahmen, dü~ 

Ausbildungs~<apazi tät der Grazer ZahrJc:t.inik sofort beträchtlich 

ausgewei tet werden kan.n und daß s.:!.cher auch Verbesserungen im 

Ausbildungs- ~ . .1IiÜ Ambulanzbetrieb durch orgaiüsator:Lsche u.nd 

apparative Maßna.hmen seit:ens der Klinik b~n'i'. des Spitalserhalters 

möglich sein müßten. 
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Es wäre verfehlt, unter Hinweis auf den beabsichtigten großen 

Neubau keine Sofortmaßnahmen zu setzen. Die Znsfu"1(menarbei t 

aller Beteiligten i~t allerdings Voraussetzung fUr deren Wir~­

samkeit. So kann z.B. durch eine einfac~e Zu- und Abluft­

anlage die vom Arbei tsinspektorat geforderte I"r ischluftrate 

je Arbeitsplatz auch ohne Vermehrung des Raumvolumens durchaus 

sichergestellt we=den. 

Ich hoffe zuversichtlich, daß die angelaufenen Gespräche mit 

dem Land so zeitgerecht abge~chlossel1 werden können, daß der 

vorgesehene 'l'ermin für die Inbetriebnahme der zusätzlichen 

Ausbildungsplätze eingehalten werden kann. 

f 
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